SITZUNGSVORLAGE

Betreft:

LANDESHAUPTSTADT

P N

I
WIESBADEN

T

Nr.l1 8-V-40-00017

(Jahr-V-Amt-Nr.)

Dezernat(e) VI

Zusatzlicher befristeter Personalbedarf bei 4003 wg. Mittelzusetzung

Anlage/n siehe Seite 3

[ ] Bericht zum Beschluss Nr. vom

Stellungnahmen

Personal- und Organisationsamt nicht erforderlich erforderlich (*
Kammerei reine Personalvorlage " | = s.unten
Rechtsamt nicht erforderlich erforderlich .
Umweltamt: Umweltprifung nicht erforderlich erforderlich o
Frauenbeauftragte nach - dem HGIG nicht erforderlich & erforderlich .
- der HGO nicht erforderlich erforderlich e
StraBenverkehrsbehérde nicht erforderlich erforderlich f"
Projekt-/Bauinvestitionscontrolling nicht erforderlich erforderlich e
Sonstige: nicht erforderlich erforderlich e
Beratungsfolge DL-Nr.
(wird von Amt 16 ausgefilllt)
a) |Ortsbeirat nicht erforderlich erforderlich
Kommission nicht erforderlich erforderlich e
Auslanderbeirat nicht erforderlich erforderlich f"
b) | Seniorenbeirat nicht erforderlich erforderlich e
Magistrat Tagesordnung A & Tagesordnung B
Eingangsstempel Biro des Magistrats Umdruck nur fir Magistratsmitglieder ]
ihasdst(\:/:lrjgrsdnetenversamqung nicht erforderlich ¢ erforderlich g
Eingangsstempel Amt 16 offentlich f* nicht 6ffentlich
[ ] wirdim Internet/PIWI veréffentlicht

Bestétigung Dezernent/in

Imholz

Stadtrat

Vermerk Kammerei

[] Stellungnahme nicht erforderlich

Wiesbaden, 12.03.2018

X] Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen. gez. Imholz

[ ] = siehe gesonderte Stellungnahme

Stadtkdmmerer
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A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [_] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

X finanzielle Auswirkungen verbunden.
(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

HMS-Ampel

Il. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat

[] rot

X grin

Prognose Zuschussbedarf:

Investitionscontrolling

[ ] Investition

Budget verfligte Ausgaben (Ist):

[l

abs.:
in %:

Instandhaltung

abs.:
in %:

I1l. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Es handelt sich um

[ ] Mehrkosten
X budgettechnische Umsetzung

12.707.890,13 €

14,5 %

Finanzierung

Gesamt- darin zusétzl. . .
. . (Sperre, Kontierung | Kontierung .
IM | CO | Jahr | Bezeichnung kc_)sten Beda_rf apl/iapl Ertrag) (Objekt) (Konto) Bezeichnung
in€ in€ p
in€
Reste aus den
X |2018 | Personalkosten 170.679 170.679 | 1300018 630098 Instandhaltungsmitteln
Amt 40
Reste aus den
X (2019 |s.o. 344.738 344.738 1300018 S.0. Instandhaltungsmitteln
Amt 40
Summe einmalige Kosten: 515.417
X | 2020 |s.o. 348.117 348.117 | 1300018 S.0. Zusetzung
X | 2021 |s.o. 351.497 351.497 1300018 S.0. Zusetzung
X | 2022 |s.o. 177.438 177.438 | 1300018 S.0. Zusetzung
Summe Folgekosten: 877.052

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung: HMS Oktober 2017

Fir das Jahr 2018 konnten Reste aus den Instandhaltungsmitteln 2017 bei Amt 40 zur
Deckung herangezogen werden. Auch fur 2019 sind Mittel des Dezernates zur Verfligung zu
stellen. Fir die folgenden Jahre mussten die Personalkosten allerdings zugesetzt werden,
auch wenn Personal aus der Verwaltung gewonnen werden kann. In der Regel dauert der Bau
einer Schule (Planung bis Umsetzung) knapp 5 Jahre. Aus diesem Grund werden die

geforderten Stellen auf diesen Zeitraum zunachst befristet.
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B Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (aul3er bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet veroffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergénzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfiihrungen ab Pkt. 1.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Das Schulamt hat fur die Haushaltsjahre 2018/19 mehr Mittel zur Verfigung gestellt bekommen,
um den Sanierungsstau und den hohen Bedarf an Instandhaltungen abzubauen sowie
zusétzliche Flachen herzustellen und damit dem zunehmenden schulischen Bedarf Rechnung
zu tragen. Mit dem derzeit vorhandenen Personal ist dieses Zielvorhaben nicht zu erreichen.

Anlagen:

1. Projektauftrag zur Umsetzung der neuen Grol3bauprojekte
2. Projektstruktur

C Beschlussvorschlag:

Es wird zur Kenntnis genommen:

1. Im Zuge der Haushaltsplanberatungen zum Haushalt 2018/2019 Mittel in Hdhe von
2.390.000 € fur das Haushaltsjahr 2018 und 4.405.000 € fur das Haushaltsjahr 2019 fur

Instandhaltungsmafinahmen im Schulbereich zugesetzt wurden.

2. Im Zuge der Haushaltsplanberatungen zum Haushalt 2018/2019 Mittel in H6he von
4.988.000 € fUr das Haushaltsjahr 2018 und 8.221.000 € fur das Haushaltsjahr 2019 fur

Investitionsmaflinahmen im Schulbereich zugesetzt wurden.

3. Vier weitere Schulbauprojekte als Mietmodell durch die WiBau abgewickelt werden sollen.

4, Fur eine zlgige Umsetzung der dadurch moglichen Instandhaltungs- und

Investitionsvorhaben befristet zusétzliches Personal erforderlich ist.

Es wird beschlossen:

5. Reste aus den Instandhaltungsmitteln 2017 bei Amt 40 werden zur Finanzierung des
zusatzlich erforderlichen Personals im Jahr 2018 herangezogen (170.679 €). Dezernat VI1/20

wird in Verbindung mit VI/40 mit der Umsetzung beauftragt.

6. Dem Schulamt werden in 2019 aus Dezernatsmitteln (CO/IM) 344.738 € fir die

Personalkosten zur Verfligung gestellt.

7. Fur die Jahre 2020 - 2021 ist die Finanzierung der Personalkosten in Hohe von 699.614 € im

Rahmen der Haushaltsplanberatung zu entscheiden.

8. Fur das Jahr 2022 ist die Finanzierung der Personalkosten in Hohe von 177.438 € im

Rahmen der Haushaltsplanberatungen zu entscheiden.

9. Das Schulamt erhalt fir die Zeit von funf Jahren befristet zwei weitere Stellen (Stellenwert

E10/A11) fur das Management grof3er Schulbauprojekte.

10. Das Schulamt erhalt fur die Zeit von funf Jahren befristet zusatzlich zwei weitere Stellen

(Stellenwert E9/A9) fir den Bereich der Instandhaltung.

11. Wird gleichzeitig die in Vollzeit besetzte Stelle Nummer 1665 im Haushalt 2020/2021 den

tatsachlichen Gegebenheiten angepasst (ist budgetneutral).
12. Dem beigefugten Projektauftrag wird zugestimmit.

13. Der beigefiigten Projektstruktur wird zugestimmt.
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14. Es wird jahrliche Berichte geben, die einen Uberblick tber den Stand der MaRnahmen
vermitteln.

D Begriindung

l. Auswirkungen der Sitzungsvorlage
(Angaben zu Zielen, Zielgruppen, Wirkungen/Messgrof3en, Quantitat, Qualitat, Auswirkungen im Konzern auf andere Bereiche, Zeitplan,
Erfolgskontrolle)

Im Zuge der Haushaltsplanberatungen zum Haushalt 2018/19 wurden dem Schulamt folgende Mittel
zugesetzt, um den Sanierungsstau der Wiesbadener Schulen abzubauen und die schulische
Situation nachhaltig zu verbessern:

Instandhaltungen:

2.390.000 € fur das Haushaltsjahr 2018,
4.405.000 £ fur das Haushaltsjahr 2019.

Investitionen:

4.988.000 € fur das Haushaltsjahr 2018,
8.221.000 € fur das Haushaltsjahr 2019.

Im Bereich der Investitionen sollen folgende neuen Projekte zusétzlich zu den bereits laufenden
FortflihrungsmalRnahmen angestol3en werden:

- Neubau der Grundschule Breckenheim,

- Johannes-Maal3-Schule, zweiter Bauabschnitt,

- Grundschule Bierstadt, Erweiterung,

- Neubau Verwaltungsgebaude Gymnasium am Mosbacher Berg,
- Erweiterung der Martin-Niemoller-Schule,

- Erweiterung Briickenschule

Daneben wurden vier weitere Projekte dem Grunde nach beschlossen, die als Mietmodelle
abgewickelt werden:

- Neubau der Fritz-Gansberg-Schule,

- Mensa und Erweiterungsbau Mittelstufenschule Dichterviertel/Hebbelschule,

- Erweiterungsbau Berufsschulzentrum,

- Campus Schierstein (grofRe Losung fiir die Hafenschule und die Kastner Schule)

Die Erfahrung aus dem erfolgreich abgeschlossenen Sonderkonjunkturprogramm zeigte, dass drei
bis maximal vier Gro3projekte durch eine Vollzeitkraft betreut werden kénnen. Eine Stelle zur
Koordination wurde im Rahmen der Haushaltsplanberatungen bereits zugesetzt. Zwei weitere
tiberplanmaRige VZA (Stellenwert E10/A11) sind zur Abarbeitung der GroRRprojekte zusétzlich
erforderlich. Fur den Bereich der Instandhaltungen wurden die zur Verfiigung stehenden Mittel fast
verdoppelt. Dies fuhrt zu einem Bedarf von zwei weiteren VZA (Stellenwert E9/A9). Die Stellen
werden zeitlich befristet sein. Das Controlling sowie alle Sekretariats- und Assisstenzfunktionen
werden im Rahmen der bestehenden Strukturen des Schulamtes sichergestellt.

Durch diese befristeten Stellenschaffungen werden keine Doppelstrukturen zu anderen Amtern
aufgebaut.

Die Vorfinanzierung aus Instandhaltungsresten erscheint vertretbar, da mit dem zusétzlichen
Personaleinsatz neue Reste vermieden werden kdnnen.



Seite 5 der Sitzungsvorlage Nr. 18-V- 40-00017

[l. Demografische Entwicklung

(Hier ist zu bericksichtigen, wie sich die Altersstruktur der Zielgruppe zusammensetzt, ob sie sich dndert und welche Auswirkungen es
auf Ziele hat. Indikatoren des Demografischen Wandels sind: Familiengriindung, Geburten, Alterung, Lebenserwartung, Zuwanderung,
Heterogenisierung, Haushalts- und Lebensformen)

[ll. Umsetzung Barrierefreiheit

(Barrierefreiheit nach DIN 18024 (Fortschreibung DIN 18040) stellt sicher, dass behinderte Menschen alle Lebensbereiche ohne
besondere Erschwernisse und generell ohne fremde Hilfe nutzen kdnnen. Hierbei ist insbesondere auf die barrierefreie Zugénglichkeit
und Nutzung zu achten bei der ErschlieBung von Gebauden und des 6ffentlichen Raumes durch stufenlose Zugange, rollstuhlgerechte
Aufzlige, ausreichende Bewegungsflachen, rollstuhlgerechte Bodenbelage, Behindertenparkplatze, WC nach DIN 18024, Verbreitung
von Informationen unter der Beachtung der Erfordernisse von seh- und hérbehinderten Menschen)

IV. Erganzende Erlauterungen

(Bei Bedarf kdnnen hier weitere inhaltliche Informationen zur Sitzungsvorlage dargelegt werden.)

V. Gepriifte Alternativen

(Hier sind die Alternativen darzustellen, welche zwar geprift wurden, aber nicht zum Zuge kommen sollen.)

Wie bereits im erfolgreich abgeschlossenen Sonderkonjunkturprogramm dargestellt, gibt es keine
Alternativen.

Wiesbaden, 12. Méarz 2018

Imholz
Stadtrat



	Umweltamt: Umweltprüfung

